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Am 1. Januar 2022 sind das Gesetz zur Regelung des 
Verkaufs von Sachen mit digitalen Elementen und an-
derer Aspekte des Kaufvertrags sowie das Gesetz zur 
Umsetzung der Richtlinie über bestimmte vertrags-
rechtliche Aspekte der Bereitstellung digitaler Inhalte 
und digitaler Dienstleistungen in Kraft getreten. Hier-
durch sind umfassende Änderungen und Ergänzungen in 
den allgemeinen schuldrechtlichen sowie den kaufvertrag-
lichen Regelungen des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB) 
erfolgt. Diese betreffen insbesondere die §§ 327ff., §§ 433 
ff. sowie §§ 474 ff. BGB.  
 
Nachfolgend möchten wir Ihnen eine kurze Übersicht über 
die wesentlichen Neuerungen im BGB geben. 
 
Hintergrund  
 
Die Nutzung digitaler Inhalte wie beispielsweise Apps, 
Software sowie Streamingdiensten ist aus dem Alltag der 
Verbraucher in Deutschland nicht mehr wegzudenken. Di-
gitale Produkte sind zudem ein sehr wichtiger Wirtschafts-
faktor, insbesondere auch im Rahmen des grenzüber-
schreitenden Handels. Im deutschen Recht fehlten bislang 
jedoch spezielle Regelungen zu diesen digitalen Produk-
ten. Die Rechtsprechung wendete daher die Regelungen 
des allgemeinen sowie, je nach Konstellation, besonderen 
Schuldrechts (entsprechend) an. Nach dem Erlass spezi-
eller Vorschriften in einigen EU–Mitgliedsstaaten erschien 
es jedoch erforderlich, eine Harmonisierung zwischen den 
Mitgliedsstatten herbeizuführen. Ziel dabei war es vor al-
lem, ein einheitliches hohes Verbraucherschutzniveau zu 
erreichen und eine Rechtszersplitterung innerhalb der EU 
zu vermeiden. Zu diesem Zweck wurden bereits 2019 ver-
schiedene EU-Richtlinien erlassen. Mit den beiden neuen 
Gesetzen hat der Bundestag nun zwei dieser Richtlinien 
des EU-Parlaments in nationales Recht umgesetzt. 
 
Wesentliche Inhalte des Gesetzes zur Regelung 
des Verkaufs von Sachen mit digitalen Elementen 
und anderer Aspekte des Kaufvertrags 
 
Besonders gravierend fällt die Änderung des Sachmangel- 

 
 
begriffs im nationalen Kaufvertragsrecht aus, § 434 BGB 
n.F. Abweichend von dem bisher vorrangig subjektiven 
Mangelbegriff kommt es hinsichtlich der Mangelfreiheit 
nunmehr auf weitere Umstände an. So bestimmt § 434 
Abs. 1 BGB n.F., dass eine Sache nur noch dann frei von 
Sachmängeln ist, wenn sie bei Gefahrübergang den sub-
jektiven Anforderungen, den objektiven Anforderungen 
und den Montageanforderungen des § 434 BGB ent-
spricht. In den Absätzen 2 bis 4 wird dargelegt, wann diese 
Voraussetzungen erfüllt sind.  
 
Wesentliche Neuerungen betreffen zudem das Ver-
brauchsgüterkaufrecht. Zum einen wurde der Begriff der 
„beweglichen Sache“ in den §§ 474ff. BGB durch den in 
§ 241a Abs. 1 BGB legal definierten Begriff der „Ware“ er-
setzt. Zum anderen wurden die §§ 475b bis 475e BGB 
speziell für Waren mit digitalen Elementen neu eingefügt. 
Unter diesen Begriff sind nunmehr Waren zu fassen, die 
digitale Produkte enthalten oder mit diesen so verbunden 
sind, dass sie ihre (vollständige) Funktion ohne diese digi-
talen Elemente nicht erfüllen können. Das kaufrechtliche 
Verbraucherschutzrecht enthält nun also spezielle Rege-
lungen für den Kauf digitaler Produkte wie beispielsweise 
Software oder Apps. Abweichende Vereinbarungen sind 
nur in den engen Grenzen des § 476 BGB möglich.   
 
Zentraler Bestandteil der neuen gesetzlichen Konzeption 
ist insbesondere eine den Unternehmer treffende Aktuali-
sierungspflicht hinsichtlich der digitalen Elemente des 
Kaufgegenstandes. Die entsprechenden Waren sind ge-
mäß dem neuen § 475b BGB daher auch dann mangel-
haft, wenn die erforderlichen Aktualisierungen nicht oder 
nicht ordnungsgemäß bereitgestellt werden. Ferner müs-
sen auch während eines solchen Zeitraumes, den der Ver-
braucher aufgrund der Art und des Zwecks der Ware er-
warten kann, Aktualisierungen bereitgestellt werden, die 
den vertragsgemäßen Zustand der Ware erhalten. Hier-
durch soll sichergestellt werden, dass die digitalen Pro-
dukte durch fortlaufende Updates funktionsfähig bleiben 
und eventuelle Sicherheitslücken geschlossen werden. Es 
bleibt abzuwarten, welche insofern geltenden Zeiträume 
die Rechtsprechung mit Blick auf eine solche Aktualisie-
rungsbereitstellung annehmen wird. 
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Neu ist auch, dass hinsichtlich aller Verbrauchsgüterkauf-
verträge nunmehr eine Verlängerung des für die Beweis-
lastumkehr geltenden Zeitraums von bislang sechs auf 
zwölf Monate gemäß § 477 BGB n.F. stattfindet. Sofern bei 
einer Ware mit digitalen Elementen die dauerhafte Bereit-
stellung der digitalen Elemente im Kaufvertrag vereinbart 
wurde, gilt die Vermutungsregelung sogar innerhalb eines 
Zeitraumes von zwei Jahren, siehe § 477 Abs. 2 BGB n. F.   
 
In § 479 BGB n.F. wurden die Bestimmungen für Garantien 
zudem dahingehend erweitert, dass zusätzliche Anforde-
rungen an die Garantieerklärung, wie etwa die Angabe des 
Namens und der Anschrift des Garantiegebers, die Nen-
nung der Ware, auf die sich die Garantie bezieht und die 
genauen Bestimmungen der Garantie, bestehen. 
 
Vorstehende Neuregelungen gelten entsprechend der 
Übergangsbestimmung in Art. 229 § 58 EGBGB für alle 
seit dem 1. Januar 2022 geschlossenen Kaufverträge. 
 
Wesentliche Inhalte des Gesetzes zur Umsetzung 
der Richtlinie über bestimmte vertragsrechtliche 
Aspekte der Bereitstellung digitaler Inhalte und 
digitaler Dienstleistungen („DIDRL“)  
 
Im allgemeinen Teil des BGB wurden zudem vor allem 
durch Einfügung der neuen § 327 bis § 327u BGB ver-
tragsformübergreifende Vorschriften zu Verbraucherver-
trägen über die Bereitstellung digitaler Inhalte und digitaler 
Dienstleistungen aufgenommen. Hierunter fallen beispiels-
weise Streamingdienste und andere Plattformangebote. 
Bei den eingefügten Regelungen handelt es sich um einen 
vollkommen neuen Regelungskomplex.   
 
Der Anwendungsbereich der neuen Vorschriften erstreckt 
sich gemäß § 327 BGB auf Verbraucherverträge, die die 
Bereitstellung digitaler Inhalte oder digitaler Dienst-
leistungen (digitale Produkte) durch den Unternehmer ge-
gen Zahlung eines Preises zum Gegenstand haben. Preis 
im Sinne dieses Untertitels kann auch die digitale Darstel-
lung eines Werts sein. Die neuen Regelungen finden somit 
gleichermaßen Anwendung auf solche Verträge, die die 
Zahlung eines Betrages für das digitale Produkt vorsehen, 
als auch auf solche, bei denen beispielsweise eine Verar-
beitung von personenbezogenen Daten durch den Unter-
nehmer erfolgt. Der Anwendungsbereich ist somit also 

auch eröffnet, wenn der Käufer, anstatt einen Geldbetrag 
zu entrichten, personenbezogene Daten zur Verfügung 
stellt. 
 
Für diese Art von Verträgen legen die neuen §§ 327e ff. 
BGB n.F. ein selbstständiges Gewährleistungsregime mit 
eigenem Mangelbegriff (§§ 327e, g BGB n.F.), Beweis-
lastumkehr (§ 327k BGB n.F.) und Verjährungsregeln (§ 
327j BGB n.F.) fest. Auch bei unter diesen Regelungskom-
plex fallenden Verträgen besteht für Unternehmer eine Ak-
tualisierungspflicht (§ 327 f BGB n.F.) bezüglich der digita-
len Produkte. Vertragliche Abweichungen von den 
Neuregelungen sind ebenfalls nur begrenzt möglich (§ 
327h BGB n.F.). 
 
Die Neuerungen des Gesetzes zur Umsetzung der 
„DIDRL“ gelten uneingeschränkt für alle seit dem 1. Januar 
2022 geschlossenen Verträge, vgl. Art. 229 § 57 EGBGB. 
Zudem gelten die Vorschriften für vor dem 1. Januar 2022 
geschlossene Verträge, wenn die vertragsgemäße Bereit-
stellung nicht vor dem 1. Januar 2022 erfolgt ist. 
 
Auswirkungen auf die Praxis  
 
Infolge der umfangreichen Änderungen besteht insbeson-
dere bei Unternehmen, die vorrangig online agieren und 
digitale Produkte vertreiben, ein akuter Handlungsbedarf. 
Da immer mehr Produkte jedenfalls digitale Elemente ent-
halten, sollten sich vor allem Unternehmen im IT-, Kommu-
nikations-, Unterhaltungs- und Vertriebssektor eingehend 
mit den Neuregelungen befassen. Insbesondere die eige-
nen Vertragsentwürfe sollten dahingehend überprüft wer-
den, ob und inwiefern ein Änderungs- und Anpassungsbe-
darf besteht. Zudem empfiehlt es sich unternehmesintern 
Regelungskonzepte zur Umsetzung der Aktualisierungs-
pflicht zu entwickeln. Bei Verstößen gegen die neuen Re-
gelungen droht insbesondere eine Abmahnung durch Mit-
bewerber oder die Verbraucherschutzverbände. 
 
Gerne beraten wir Sie zu den Auswirkungen der Neurege-
lungen auf Ihre unternehmerische Praxis und Übernehmen 
die Erstellung und Überarbeitung Ihrer Musterverträge. 
Sprechen Sie uns gerne an! 
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Hinweis  
Dieser Überblick dient ausschließlich der allgemeinen Information und kann konkreten Rechtsrat im einzelnen Fall nicht ersetzen. Sprechen Sie bei Fragen bitte Ihren 
gewohnten Ansprechpartner bei GÖRG bzw. den Autor Dr. Katja Kuck unter +49 221 33660-284 oder kkuck@goerg.de an. Informationen zum Autor finden Sie auf 
unserer Homepage www.goerg.de. 
 
Unsere Standorte  
GÖRG Partnerschaft von Rechtsanwälten mbB 
BERLIN  
Kantstraße 164, 10623 Berlin 
Tel. +49 30 884503-0, Fax +49 30 882715-0  
 
FRANKFURT AM MAIN  
Ulmenstraße 30, 60325 Frankfurt am Main 
Tel. +49 69 170000-17, Fax +49 69 170000-27 
 
HAMBURG 
Alter Wall 20 – 22, 20457 Hamburg 
Tel. +49 40 500360-0, Fax +49 40 500360-99 
  

KÖLN  
Kennedyplatz 2, 50679 Köln  
Tel. +49 221 33660-0, Fax +49 221 33660-80 
 
MÜNCHEN  
Prinzregentenstraße 22, 80538 München   
Tel. +49 89 3090667-0, Fax +49 89 3090667-90 
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